
Die Tagespost ñ10. September 2020

790 Wirtschaft & Soziales
KOLUMNE

MenetekelKein kurzes Vergnügen

in Minsk

Prozent mehr. Diese Corona-Regeln gelten bezogen immer noch 4,5 Millionen Men- Zum anderen, weil auch für den Staat die
V O N P E T E R S C H A L L E N B E R G

Bekannt ist die Menetekel-Erzählung am
Hofe des Königs Belsazar im alttestament-
lichen Buch Daniel: Als der Prophet
Daniel dem gotteslästerlichen König die
Flammenschrift der Hand an der Wand
„Mene mene tekel u-parsin“ (Gezählt, ge-
wogen und für zu leicht befunden: Dan 5,
24–28) erklärt, bezieht er sich nicht nur
auf die Verhöhnung der aus dem Tempel
in Jerusalem geraubten heiligen Gefäße
durch den König und seinen Hof, sondern
mehr noch auf die Gewalt des Königs
gegenüber den lebendigen Gefäßen Gottes,
den Menschen, und auf die Rechenschaft
des Herrschers Gott gegenüber: „Der
höchste Gott gebietet über die Herrschaft
bei den Menschen...“ (Dan 5, 21) Das ist in
der Tat seit alttestamentlicher Zeit Auf-
gabe der Propheten und Aufgabe der Kir-
che: die Stimme im Namen Gottes zu er-
heben, wenn unschuldigen Menschen Ge-
walt angetan wird, denn jeder Mensch ist
Ebenbild Gottes, und jede Herrschaft
unter Menschen muss sich Gott gegenüber
verantworten, wie es so eindrucksvoll die
Präambel unseres Grundgesetzes unter-
streicht: „In Verantwortung vor Gott und
den Menschen...“ Wenn daher der belo-
russische Diktator Lukaschenko zu Beginn
der Demonstrationen in Minsk mit Blick
insbesondere auf die sehr bald regimekri-
tische katholische Kirche sagte: „Die
Priester sollen die Klappe halten und sich
aus der Politik heraushalten!“, dann ist
dem entschieden mit dem Buch Daniel zu
widersprechen: Die Kirche hat immer die
Sorge für verschiedene geweihte Gefäße,
Gegenstände und vor allem Menschen,
und sie hat immer zwei Orte des Gottes-
dienstes, die Kirche der Liturgie und den
Marktplatz der Politik. Menschenrechte
sind Gottesrechte, und daher steht die
Kirche in Minsk wie überall auf der Welt
in der Pflicht Gottes, die unveräußerlichen
Rechte des Menschen einzuklagen, in
Diktaturen wie auch natürlich in sozial-
staatlich organisierten Demokratien.
Und manchmal gibt es sogar so unbeque-
me Propheten wie den tapferen Familien-
vater Franz Jägerstätter, der für seine
Überzeugung vom Unrecht des Wehr-
dienstes fern von Frau und Kindern von
den Nazis im Gefängnis in Brandenburg
1943 hingerichtet wurde!
Meine belarussischen Freunde, Kapuziner
in Minsk, erzählen mir allerdings auch:
Gäbe es jetzt einfach Neuwahlen, dann
wäre das Ergebnis schlicht und erschre-
ckend eine Oligarchie, also eine Herr-
schaft der Reichen und Millionäre, die
sich die nötigen Stimmen kaufen, um wei-
ter ungestört Geschäfte und Reichtum zu
vermehren. Das zeigt deutlich ein Blick
auf die schwankende Ukraine, und gerade
das macht den Aufbau von Demokratie
und Sozialstaat so mühsam: Es braucht
Zivilgesellschaft und Mittelstand und un-
abhängige Justiz und echte Parteien mit
unterschiedlichen durchdachten Program-
men (und nicht einfach nur Republikaner
und Demokraten, um einmal ein ganz an-
deres abschreckenderes Beispiel von De-
mokratieversagen zu bemühen...) Bis dahin
ist es für die Staaten der Transition in Ost-
europa (Belarus, Moldawien, Ukraine)
und auf dem Balkan ein weiter Weg, der
nur mit tatkräftiger Unterstützung der EU
und gezielter Politikberatung der Kirche
gelingen kann.

Die Kolumne erscheint in Kooperation
mit der Katholischen Sozialwissen-
schaftlichen Zentralstelle (KSZ). Der
Autor ist Direktor der KSZ und lehrt
Moraltheologie und Christliche Sozial-
wissenschaften an der Theologischen
Fakultät Paderborn. Foto: KNA
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AUTOINDUSTRIE NICHT MEHR
DEUTSCHER WIRTSCHAFTSMOTOR
Die Automobilindustrie hat gemäß
einer Studie durch die Coronakrise
nach vielen Jahren ihre Rolle als „Mo-
tor“ des deutschen Wirtschaftswachs-
tums eingebüßt. Die Krise habe die
Autoindustrie verglichen mit anderen

Branchen besonders hart getroffen,
heißt es in der Untersuchung des Insti-
tuts der deutschen Wirtschaft (IW),
über die das Handelsblatt jüngst be-
richtete. Zunächst seien die weltweiten
Lieferketten in der Autobranche durch
die Pandemie von einem Angebots-
schock getroffen worden. „Jetzt ist die
Branche mit einem Nachfrageschock
konfrontiert, von dem sie sich nur lang-
sam wieder erholt“, wird die Studie zi-
tiert. Erschwert werde die Situation
dadurch, dass bereits hohe Überkapazi-
täten existierten und der technologische
Wandel die Geschäftsergebnisse belaste.
„In der Folge steht die Autoindustrie
erstmals nach einem Jahrzehnt wieder
vor spürbaren Personalanpassungen
und wird als Wachstumslokomotive für
den Standort Deutschland zunächst
ausfallen“, so das Resümee der Forscher.

CHINA: AUSFUHREN
STEIGEN DEUTLICH
Trotz der anhaltenden Corona-Pande-
mie haben sich Chinas Exporte im Au-
gust erneut deutlich erholt. Die Aus-
fuhren der zweitgrößten Volkswirtschaft
legten im Vorjahresvergleich um 9,5
Prozent und damit stärker als prognos-
tiziert zu, wie die Zollverwaltung in Pe-
king mitteilte. Wie schon einen Monat
zuvor fielen die chinesischen Einfuhren
allerdings erneut geringer aus. Sie gin-
gen um 2,1 Prozent zurück. Unterm
Strich verzeichnete der Außenhandel
damit ein Plus um 4,2 Prozent – das
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Deutscher Aktienindex (DAX)
seit Jahresbeginn: –1,82%
Jahresende: 13.249 Aktuell: 13.007
(07.09.2020 / 12:18 Uhr)
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Zinsen (Umlaufrendite)
Aktuell: – 0,49%

(04.09.2020 / Börsenschluss)

ntspricht rund 412 Milliarden US-Dol-
r. Im Dezember waren die ersten Infek-
onen mit dem Coronavirus in China ent-
eckt worden. Das bevölkerungsreichste
and dämmte die Pandemie mit strikten
aßnahmen ein.

ach offizieller Darstellung gibt es heute
aum noch neue Infektionen, so dass sich
as Leben und die Wirtschaftstätigkeiten
ieder normalisierten. Trotz des spürba-
n Aufschwungs in den vergangenen
onaten müssen sich Chinas Exporteure

ut Beobachtern weiter auf schwer kal-
ulierbare Risiken einstellen.

TEUERERHÖHUNG WEGEN CORONA
ICHT NÖTIG
ie immensen Sonderausgaben wegen der
irus-Pandemie sind einer Studie zufolge
r Deutschland verkraftbar und müssen

en Staat auch nicht tiefer in die Taschen
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Dow Jones Industrials (DJIA)
seit Jahresbeginn: –1,42%
Jahresende: 28.538 Aktuell: 28.133
(04.09.2020 / Börsenschluss)

EURO (gegen US-Dollar)
seit Jahresbeginn: +5,31%
Jahresende: 1,1221
(07.09.2020 / 12:23 Uhr)

er Bürger greifen lassen. „Für die aktu-
llen Corona-Kosten des Bundes wer-
en auch mittelfristig keine Steuererhö-
ungen als Gegenfinanzierung benötigt“,
eißt es in einer Studie des Finanzwis-
nschaftlichen Forschungsinstituts der
niversität Köln, die der Nachrichten-

gentur Reuters vorliegt. „Dass die
orona-Kosten zunächst über Haus-
altsdefizite finanziert werden, ist öko-
omisch klug und politisch in der kur-
en Frist ohne Alternative.“ Die Neuver-

huldung sei trotz riesiger Summen
agfähig, es gebe also nicht über Ge-

ühr zusätzliche Zukunftslasten. „Die
usätzlichen Ausgaben sind allein der
orona-Ausnahmesituation geschuldet.
ie müssen zum geeigneten Zeitpunkt
ieder zurückgefahren werden und eine
usnahme bleiben“, so der Auftraggeber
er Studie.
Die Spitzen der Großen Koalition einigten sich auf die Verlängerung: Der CSU-Vorsitzende Markus Söder, CDU-Chefin
Annegret Kramp-Karrenbauer und die beiden SPD-Vorsitzenden Norbert Walter-Borjans und Saskia Esken (v.l.n,r.) ver-
künden in Berlin ihr Ergebnis. Foto: dpa

der Corona-Pandemie ist das anders. Be-
schäftigte mit einer um mehr als die Hälfte
verringerten Arbeitszeit erhalten vom vier-
ten Kurzarbeits-Monat an 70 Prozent des
ausfallenden Lohns. Ab dem siebten Monat
80 Prozent. Eltern erhalten jeweils sieben

ter in dieser Zeit weiter, bleibt es bis zum
Jahresende bei der vollen Erstattung. Nach
Angaben der Bundesagentur für Arbeit
(BA) war im Mai ein Höchststand in der
Kurzabeit mit 6,7 Millionen Menschen in
527 000 Betrieben erreicht. Im Juni 2020

Rückkehr an den eigenen Arbeitsplatz ver-
bunden.“ Für Hemel ist das Instrument der
Kurzarbeit einer der effektivsten Impulse in
der Krise. Zum einen, weil sich die Unter-
nehmen Suchkosten für Neueinstellungen
sparen, wenn der Markt sich wiederbelebt.
Die Große Ko-
alition will das
Kurzarbeitergeld

bis Ende 20121
verlängern. Was
halten die katho-
lischen Sozial-
verbände davon?
VON HEINRICH WULLHORST

D
er Koalitionsausschuss aus
CDU/CSU und SPD hat die
Verlängerung des Kurzarbeiter-
geldes bis zum 31. Dezember

2021 beschlossen. Wirtschaftsminister Pe-
ter Altmaier (CDU) sieht darin ein wichti-
Marktüberblic

ges Signal für Unternehmen und Beschäf-
tigte. Die Bundesregierung helfe „Arbeit-
nehmern und Mittelstand, diese ernste Kri-
se zu überstehen und Arbeitsplätze zu
erhalten“. Kritik aus den eigenen Reihen
kommt vom Vorsitzenden der CDU-Mittel-
standsvereinigung, Carsten Linnemann. Er
hat das Gefühl, in einer „künstlichen Öko-
nomie“ angekommen zu sein.

Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in
Kurzarbeit erhalten im Normalfall 60 Pro-
zent des ausfallenden Nettolohns. In Zeiten
k

für alle Beschäftigten, die bis zum kommen-
den März in Kurzarbeit gehen, bis zum Jah-
resende 2021.

Arbeitgebern werden in der Corona-Kri-
se auch die Sozialversicherungsbeiträge auf
das Kurzarbeitsgeld ihrer Beschäftigten er-
stattet, das sie ansonsten weitgehend selbst
tragen müssten. Eine vollständige Erstat-
tung erfolgt bis Juni 2021, danach erstattet
der Gesetzgeber die Hälfte der Beiträge bis
zum Jahresende. Qualifiziert der Betrieb
seine in Kurzarbeit befindlichen Mitarbei-
schen Kurzarbeitergeld. Die Bundesagen-
tur rechnet mit etwa 30 Milliarden corona-
bedingten Mehrausgaben in diesem Jahr.

„Die Kurzarbeit ist ein richtiger und
wichtiger Impuls, weil er Menschen in Be-
schäftigung hält und Entlassungen verhin-
dert“, erklärt der Vorsitzende des Bundes
Katholischer Unternehmer, Ulrich Hemel,
gegenüber der „Tagespost“. Für Arbeitneh-
mer ist die Kurzarbeit nicht nur eine Belas-
tung, sondern eben auch eine Absicherung.
„Denn Kurzarbeit ist ja mit der Aussicht auf
Kurzarbeit oft günstiger als das Arbeitslo-
sengeld sei. „Abgesehen davon kostet auch
die Vermittlung in neue Arbeitsverhältnisse
viel Geld“, ergänzt Hemel. Er fände es be-
dauerlich, würde man die Einrichtung des
Kurzarbeitergelds wegen des einen oder an-
deren Sonderfalls insgesamt überkritisch
betrachten. „Ich jedenfalls kenne eine Rei-
he von Betrieben, denen genau diese Kurz-
arbeit passgenau geholfen hat“, betont der
BKU-Vorsitzende.

Das Kolpingwerk Deutschland sieht in
der Corona-Pandemie einen epochalen
Einschnitt, der globale, europäische und na-
tionale Herausforderungen mit sich bringt.
„Die Pandemie ist die Gelegenheit, die bis-
herige Wirtschaftspolitik kritisch zu über-
denken und neue Ziele zu setzen, um
Deutschland und Europa handlungsfähig
und krisenfester aufzustellen“, erklärt Ale-
xander Suchomsky, Referent für Arbeits-
welt und Soziales. „Kurzfristig greifende
Instrumente wie das Kurzarbeitergeld und
Überbrückungskredite für Betriebe und
Unternehmen bieten vorübergehend ein Si-
cherheitsnetz und schützen damit vor
einem tiefen Fall in finanzielle Not“, er-
gänzt Suchomsky. Langfristig werde aller-
dings nur die Rückkehr zu völliger wirt-
schaftlicher Aktivität das Wohlstandsniveau
sichern können.

Der KAB-Vorsitzende Andreas Luttmer-
Bensmann sieht durch die aktuellen
Arbeitsmarktzahlen bestätigt, dass das Mo-
dell Kurzarbeit ein gutes Erfolgsmodell ist:
„Bundesarbeitsminister Hubertus Heil hat
es geschafft, dass in vielen Branchen nicht
nur Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
ihren Arbeitsplatz behalten konnten, son-
dern auch, dass die Liquidität der Unter-
nehmen erhalten bleibt und nach der Krise
wieder eingearbeitete Arbeitnehmer und
Fachkräfte zur Verfügung stehen.“ Die
Unternehmen, die aus wirtschaftlichen
Gründen Kurzarbeit anmelden, befänden
sich in einer Krise, in der auch die Arbeit-
nehmer oft nicht wüssten, wie es weiterge-
he. Zusammen mit der Aufstockung können
und konnten soziale Härten abgemildert
werden, wie sie in der Metall- und Elektro-
branche zwischen den Sozialpartnern für
die unteren Lohngruppen vereinbart wur-
den. Wichtig sei allerdings, die staatlichen
Hilfen stärker an Nachhaltigkeit und streng
mit einer Arbeitsplatzsicherung zu koppeln.
Nicht zuletzt müsse eine stärkere Kontrolle
bei der Ausgabe von Staatshilfen erfolgen.
„Zu schnell wurden Gelder bewilligt und
Betrügern Tür und Tor geöffnet“, erläutert
der KAB Vorsitzende.

KKV-Chef Josef Ridders ist skeptisch, ob
eine Verlängerung bereits jetzt bis Ende
2021 erfolgen musste. „Hier hätte man mei-
nes Erachtens einen Schritt zwischenschie-
ben können und im ersten Halbjahr 2021
die Situation nochmals neu bewerten
müssen.“ Insgesamt habe aber die Koalition
viel Augenmaß bewiesen.


